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Ist das Raketen-Gleichgewicht erreicht?
Diskussion um die Vorrangstellung der Sowjets flackert w ieder auf

Berlin (Eigenbericht). Mit Worten der 
Genugtuung begrüßte die westliche Welt 
den Start des ersten amerikanischen Erd­
satelliten, der nunmehr zusammen mit dem 
sowjetischen Sputnik I I  um den Erdball 
jagt. Der geglückte Abschuß hat die Dis­
kussion um die Vorrangstellung der Sowjets 
auf dem Gebiet der Raketen und der balli­
stischen Fernwaffen wieder aufflaekern 
lassen.

Was Wernher von Braun und seinen zu 
einem großen Teil aus Deutschland nach 
Amerika abgewanderten Mitarbeitern jetzt 
glückte, hätte technisch bereits vor einigen 
Monaten erzielt werden können, — wenn 
nicht die speziellen Kaketenabteilungen der 
amerikanischen Armee, Marine und Luft­
waffe rivalisierende Verwaltungsgruppen ge­
wesen wären. Im Gegensatz dazu sind die 
Raketenforscher in der Sowjetunion schon 
seit geraumer Zeit zu einem eigenen Trup­
penteil zusammengeschlossen worden.

Natürlich kann noch nicht gesagt werden, 
daß die Vereinigten Staaten auf dem 
Raketengebiet nunmehr einen Vorsprung 
vor der Sowjetunion haben, auch wenn 
Wernher von Braun bekanntgibt, es sei ein 
neuer Raketentreibstoff gefunden worden, 
mit dem es möglich sei, schon in naher Zu­
kunft den Mond zu umfliegen oder einen 
viele Hundert Pfund schweren Satelliten in 
den Weltenraum zu schießen. Es kann gar 
nicht oft genüg darauf hingewiesen werden, 
daß der Abschuß einer Raumrakete von 
diesen Dimensionen noch immer einer 
Reihe von Zufällen unterworfen ist trotz 
der exakten Arbeit der Wissenschaftler.

Die Bahn der beiden Erdsatelliten

Man sollte deshalb auch die Fernwaffen der 
Sowjets nicht als eine in jeder Beziehung- 
feststehende. militärische Größe einsetzen. 
Wenn man heute von einem Wiedererstehen 
des Gleichgewichts auf dem Gebiet der 
Raumrakete zwischen den US^. und der 
Sowjetunion spricht, so hat dies wohl in 
erster Linie politische Bedeutung.

Inzwischen wurde noch bekannt, daß der 
Satellit den amerikanischen Wissenschaft­
lern bei seinem Start mehrere spannungs- 
geladene Angstminuten verursacht hat, weil 
er weiter als vorgesehen von der Erde fort- 
fiog und daher für die Erdumkreisung neun 
Minuten länger braucht. Die Experten 
hatten vorher ausgerechnet, daß „Explorer“ 
sieh bis zu 2700 Kilometer von der Erde 
entfernen würde. Statt dessen schoß er über 
2900 Kilometer ins Weltall hinaus. Der erd­
nächste Punkt liegt entgegen den Berech­
nungen bei 340 Kilometern.
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Die Chance, 
die es nicht gab

w.w . Bonn. Der Bundeskanz­
le r  hat gesprochen. Der SPD - 
Vorsitzende Ollenhauer hat nach 
ihm im Rundfunk das W ort 
genommen. D ie so oft w ieder­
holte Behauptung der „natio­
nalen Opposition“ , eine andere 
Außenpolitik hätte die Spal­
tung des Landes längst über­
wunden oder würde sie heute 
überwinden, ist nun an den 
geschichtlichen Tatsachen hin­
länglich überprüft worden. Seit 
der außenpolitischen Debatte 
des Bundestages vom 23. Ja­
nuar m it den Reden Dehlers 
und Heinemanns ist es sozu­
sagen die o ffiz ie lle  Doktrin der 
Opposition, der Sozialdemokra­
ten w ie der Freien  Demokra­
ten, daß die beste Chance der 
W iederverein igung im Früh­
jahr 1952 verpaßt worden sei.

Es wäre töricht, zu bestrei­
ten, daß die Note der Sow jet­
regierung vom 10. M ärz 1952, 
an die drei westlichen Groß­
mächte als Partner in der Be­
setzung Deutschlands gerich­
tet, auf den ersten B lick  einen 
günstigeren Eindruck machte 
als andere sowjetische Doku­
mente. Aber sie war eine A n t­
w ort auf die Absicht, in  W est­
europa die „Europäische V er­
teidigungsgemeinschaft (EVG) 
unter dem Einschluß der Bun­
desrepublik zu gründen. Daran 
zu erinnern, ist nicht überflüs­
sig, denn die gleiche Opposi­
tion, die heute von einer „ver­
paßten Chance“ —  spricht, ver­
urteilt im  gleichen Atemzug 
die „kalte K riegführung“ und 
die Bemühungen um die euro­
päische Einheit, welche diese 
„Chance“ , (wenn es eine w ar) 
überhaupt erst herbeigeführt 
haben. D ie Sowjetunion w ollte 
nicht die W iedervereinigung 
bescheren, sondern die Grün­
dung der Verteid igungsgemein­
schaft verhindern. D ie Frage 
ist nur, ob nun, sozusagen als 
Nebenprodukt des Verzichtes 
auf die EVG, die Aufhebung 
der Spaltung Deutschlands und 
seine W iederherstellung als 
einheitlicher, freiheitlicher und

gesicherter Staat hätte erreicht 
werden können.

*

W ar die N ote vom 10. März 
1952 ein Angebot zur W ieder­
verein igung eines freien  deut­
schen Staates fü r 70 M illionen 
Menschen? Von fre ien  Wahlen 
sagte w eder die N ote noch das 
beigefügte Memorandum über 
einen Friedensvertrag ein ein­
ziges W ort. W ie  die „Gesamt­
deutsche Regierung“ gebildet 
werden sollte, blieb vö llig  o f­
fen. Man hat dagegen einge­
wandt, später seien fre ie  W ah­
len angeboten worden. D ie So­
w jetregierung nahm, den Ge­
danken fre ier W ahlen am 
9. A p ril 1952 in einer neuen 
N ote auf, freilich m it einer, 
wesentlichen Abweichung: Sie 
sprach nicht von W ahlen zu 
einer verfassunggebenden N a ­
tionalversammlung und sagte 
auch nicht, w ie selbst Grote­
wohl damals erklärte, daß
diese Wahlen der kürzeste 
W eg  zur deutschen Einheit 
seien. Dieser Unterschied ist 
von größter Bedeutung. Wenn 
Deutschlands Einheit w ieder­
hergestellt werden sollte, so 
w ar der einfachste W eg  
natürlich die Abhaltung ge­
samtdeutscher Wahlen. D ie 
Sow jetregierung w ollte aber, 
bevor Deutschland w iederver­
ein igt wurde, zusammen mit
den Westmächten den F r ie ­
densvertrag für Deutschland 
ausarbeiten. Nur an diesem 
Vertrag habe sie Interesse — 
besonders an den vorgeschla­
genen Vertragsbestimmungen 
des Verbotes von Koalitionen 
und Militärbündnissen sowie 
des Abzugs aller fremden
Truppen spätestens ein Jahr 
nach dem Inkrafttreten des
Vertrages. Sie w ollte sich nicht 
dem Risiko aussetzen, daß zu­
erst die Einheit Deutschlands 
durch die W ahl einer National­
versammlung und die Bildung 
einer gesamtdeutschen R egie­
rung w iederhergestellt wurde, 
dann aber die gesamtdeutsche 
Regierung, gestützt auf die
Legitim ation durch das ganze 
Volk, die sowjetischen V er­
tragsbedingungen der Bündnis- 
losigkeit und der Entblößung 
von fremden Truppen ab­
lehnte. Deshalb war Moskau 
gegen freie Wahlen, als „kür­
zesten W eg “ der W iederver­
einigung.

W as versprach sich Moskau 
davon? W erfen  w ir  einen

Blick auf die politische Land­
karte im  Frühjahr 1952. In  den 
Jahren bis 1948 hatten die 
Kommunisten m it krä ftiger 
H ilfe  der Sowjetunion ganz 
Osteuropa unter ihre Kontrolle 
gebracht. M it Mühe gelang es 
1948/49 in  Griechenland einen 
kommunistischen Aufstand nie­
derzuschlagen und die Strangu- 
lierung Berlins abzuwehren. In  
einigen westeuropäischen Län ­
dern standen starke kommuni­
stische K rä fte  bereit, und seit 
K orea nahm die „M itläu fer“- 
Bewegung w ieder bedenkliche 
Ausmaße an. Das einzige große 
Land in Europa, das gegen 
den Kommunismus immun zu 
sein schien, w ar Westdeutsch­
land, wo die „Am i-go-hom e“- 
Paro le nur von den wenigen 
Kommunisten verbreitet wurde.

Um  Europa vor dem Bolsche­
wismus zu bewahren, hatten 
die U SA m it großem Aufwand 
den Atlantik-Pakt ins Leben 
gerufen, aber dieses Bündnis 
h ing von der Anwesenheit 
amerikanischer Truppen in 
Europa ab, die nirgends außer- * 
halb der Bundesrepublik eine 
vor innenpolitischen Über­
raschungen sichere B leibe fin­
den konnten. Der geringfügige 
Rückzug um 200 K ilom eter hin­
ter die (nunmehr als Grenze 
anzuerkennende) Qder-Neiße- 
L in ie  w äre fü r die Sowjets zu 
verschmerzen gewesen, ange­
sichts der Aussicht, die Am eri­
kaner aus Europa zu verdrän­
gen und damit das einzige 
H indernis zu beseitigen, das 
auf die Dauer ihr Vordringen 
auf dem Kontinent aufhalten 
könnte.

Man kann die Lage  eines auf 
diese W eise zwar glücklich 
w iedervereinten, aber allein in 
der W e lt stehenden Deutsch­
lands nicht düster genug schil­
dern: bedrängt, von einem
übermächtigen Nachbarn, im 
Innern dem frechen Treiben 
einer kleinen, aber aktiven und 
unantastbar fünften K P -K o - 
lonne ausgesetzt, in  den w irt­
schaftlichen Beziehungen von 
„Rapallo“ -Mißtrauen der w est­
lichen Völker belastet, inm it­
ten eines Europa, das seines 
w ichtigsten Schutzes beraubt 
ist und auf längere Sicht kein 
Entkommen sieht —  es ist gar 
nicht nötig, den Sowjets die 
Absicht einer militärischen 
Aggression zu unterstellen, um 
vorauszusagen, daß auf diesem 
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Neue Redeschlacht in Sicht
CDU/CSU bereitet sich auf Gegenschlag vor

Bonn (Ei^enm eldung). P e r  Bundestag w ird  voraussichtlich 
schon in  Kürze eine neue außenpolitische Debatte erleben. Der 
Fraktions vor stand der CDU/CSU im  Bundestag hat sich in 
Anwesenheit von Bundeskanzlei’ D r. Adenauer m it der Page 
auseinandei’gesetzt, d ie nach der letzten Debatte entstanden 
ist. Dabei wurde schon fü r die erste Februarhälfte; also für 
die Urlaubszeit des Kanzlers eine neue außenpolitische Debatte 
in Aussicht genommen, in der die CDU/CSU und die Bundes­
regierung auf die Vorw ürfe der Opposition antworten und 
gleichzeitig m it schweren Gegenangriffen Zurückschlagen w ill.
Nach Ansicht der führenden 

Regierungspolitiker genügt es 
nicht, die aufgeworfenen F ra ­
gen im  Rundfunk zu erörtern, 
sondern man w ill den erst­
besten Anlaß, wahrscheinlich 
eine Beratung über die letzten 
Stationierungskosten fü r die 
Westmächte wahrnehmen, um 
die Aussprache vom  23. Ja­
nuar fortzusetzen.

SPD geht auf eile Straße 
W ährend die CDU/CSU m it 

der politischen Auseinander­
setzung aus dem Äther in das 
Parlam ent zurückkehrt, schickt 
sich die sozialdemokratische 
Opposition an, ihre Kam pagne 
gegen  die Atomrüstung noch 
stärker als bisher in  die Öffent­
lichkeit zu tragen. Nach dem 
V orbild  der „Paulskirchen-Be- 
w egung“ gegen die W ieder­
bewaffnung soll eine „Volks­
bewegung gegen den Atom tod“ 
ins Leben gerufen werden.

W ie  sich die SPD  die Ent­
fa ltung dieser Volksbewegung 
vorstellt, geht aus den ersten 
Vorbereitungen hervor: Man
w ill Lautsprecherwagen durch 
das Land reisen lassen, die 
öffentlich Ausschnitte aus der 
letzten Bundestagsdebatte m it 
ihren schweren Angriffen  gegen

Selbmann gegen Ulbricht
Berlin  (Eigenmeldung). Starke 

Meinungsverschiedenheiten sol­
len seit ein iger Zeit zwischen 
dem ersten SED-Sekretär W a l­
ter U lbricht und einem der 
führenden Wirtschaftsfachleute 
der Sowjetzone, dem stellver­
tretenden Ministerpräsidenten 
F r itz  Selbmann (SED), herr­
schen.

Selbmann hält nach In form a­
tionen des Untersuchungsaus­
schusses freiheitlicher Juristen 
die von U lbricht vorgelegten 
Pläne fü r eine Dezentralisie­
rung der W irtschaftsverwal­
tungen fü r ungeeignet.

die Bundesregierung übertragen. 
E ine neue Sonderzeitschrift „D ie 
Debatte“ soll in großen Mengen 
verte ilt werden, und die Unter­
schriftensammlung des SPD -Ab- 
geordneten P ro f. Bechert gegen 
die Atomrüstung w ill man auf 
einer breiteren Grundlage fo rt­
setzen.

CDU sammelt Argumente 
D ie CjDU/CSU sieht je tz t der 

w eiteren Entwicklung m it Ruhe 
entgegen. Sie w ird  nun Thomas 
Dehler Vorhalten, daß er die 
Po litik , die er heute verurteilt, 
bis 1953 als M inister getreulich 
mitgemacht und erst nach 
seinem unfreiw illigen  Ausschei-

Stuttgart (ap). Der deutsche 
Raketenforscher Professor Dr. 
Eugen Saenger hat die euro­
päischen Rüstungsvorhaben im 
Zeitalter der Raketentechnik als 
teilw eise sinnlos bezeichnet. 
„D ie strategische Lage  Europas 
ist dadurch gekennzeichnet, daß 
ausnahmslos jeder Punkt Euro­
pas innerhalb des Bereiches 
ballistischer Raketen m ittlerer 
Reichweite liegt, also jener 
Raketen, die sich heute bereits 
weitgehend in den Händen der 
Truppen befinden“ , sagte Saen­
ger in einem Festvortrag.

Saenger, der als der erfah­
renste Sachkenner der Raketen­
technik in Deutschland gilt, 
vertrat die Ansicht, daß es 
kein herkömmliches technisches 
M ittel gegen die Raketen gibt. 
A lle  materiellen Abwehrm ittel 
hätten wegen ihrer zu großen 
physikalischen Trägheit keine 
Aussicht, schnellfliegende R a­
keten zu treffen. Es bleibe 
kein anderer W eg, als reine 
Energiestrahlen zu entwickeln. 
„Es w ird  daher erwogen, von 
der Erde ausgehende Energie­
strahlen scheinwerferartig ge-

L ieber Les&r!
Wir wollen gern wissen, wo 

und wie unsere Wochenausgabe 
Sie erreicht hat. Die Namen 
unserer Leser interessieren uns 
dabei nicht, sondern nur die 
Orte. Deshalb bitten wir Sie, 

'  eine Ansichts- oder Postkarte 
mit falschem Absender, aber 
mit Angabe der Nummer der 
Ausgabe, auf die Sie sich be­
ziehen, an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn K . Barth 
Berün-Tempelhof 1 

Manfred-v.-R idiihofen-Sir. 2, 1!

Wir danken Ihnen für Ihre 
Hilfe.

den aus der Regierung A de­
nauer seine Ansicht geändert 
habe. Auch m it Gustav H eine­
manns politischem W eg  w ird  
man sich kritisch auseinander­
setzen, besonders m it der 
Episode seiner „Gesamtdeutschen 
Volkspartei“ , in der er Geld 
von dem offensichtlich aus dem 
Osten finanzierten „Bund der 
Deutschen“ annahm.

gen alle Lu ft- und Raumwaffen 
zu richten und sie damit in 
Sekundenbruchteilen zu zer­
stören.“

Saenger w ies darauf hin, daß 
bald jeder Punkt der Erdober­
fläche innerhalb einer Stunde 
F lugzeit von Raketen m it Atom ­
bomben schwersten Kalibers er­
reichbar sein werde. „Diese 
Situation treibt unausweichlich 
in den nächsten Jahren einem 
Höhepunkt zu, in dem die 
Mächte sich mit Fernraketen- 
Batterien solcher Stärke gegen­
überstehen, daß Sie in der Lage 
sind, innerhalb von Stunden die 
Erde in einen toten Stern zu 
verwandeln.“

Aus wirtschaftlichen Gründen 
h a lf es Saenger fü r notwendig, 
daß sich auch Deutschland w ie­
der aktiv m it der modernen 
Lu ft- und Raumfahrt beschäf­
tigt. In  erster L in ie  sei dies 
aber eine personelle Frage. D ie 
finanziellen M ittel, die dafür 
aufgewendet werden mußten, 
bezifferte Saenger in einer 
Größenordnung von „neunstelli­
gen Zahlen jährlich“.

Todesslrahlen gegen Raketen
Prof. Saenger: Europas Riistungsvorhaben modernisieren!



Bonn ist über Moskau verärgert
Deutsche Frage muß Beratungsihema bleiben — Erstaunen über SPD

Yon unse r em K o r r e s p o n d e n t e n

Bonn (Eigenm eldung). D ie  in 
dem Schreiben Bulganins an 
Eisenhower enthaltene W e ige ­
rung» auf einer Ost-W est-Kon­
ferenz die F rage  der W ieder­
verein igung Deutschlands zu 
erörtern, ist in Bonn ohne 
Überraschung, aber m it deut­
lichem Verdruß auf genommen 
worden. Man verweist vor allem 
darauf, daß die Sow jets zwar 
beispielsweise über Problem e 
des Nahen und M ittleren Ostens, 
an denen sie  ga r nicht un­
m ittelbar bete ilig t sind, ver­
handeln wollen, aber eine E r­
örterung der deutschen Frage, 
zu deren Entstehung sie un­
m ittelbar beigetragen haben, 
ablehnen.'

Das Auswärtige Am t läßt 
verständlicherweise nichts dar­
über verlauten, w ie  sich die 
Bundesregierung bei den künf­
tigen  westlichen Verhandlungen 
zur Vorbereitung einer Ost- 
W est-Konferenz verhalten w ird . 
A ber es lieg t nahe, anzuneh- 
men, daß sie ihre bisherige 
P o litik  unbeirrt fortsetzen w ird : 
Sie dürfte darauf dringen, daß 
die Westmächte weiterhin die 
Aufnahme der deutschen F rage  
in die Tagesordnung einer 
neuen Konferenz verlangen. In  
Bonn glaubt man, daß diese 
Forderung gerade bei den USA 
offene Türen einrennt, da der 
amerikanische Außenminister 
Dulles ohnehin von den Sowjets 
als Voraussetzung fü r eine neue 
Konferenz einen Beweis des 
guten W illens verlangt. So­
lange die Sow jets nicht bereit 
sind, über eine Veränderung 
der politischen Verhältnisse in 
Europa auch nur zu reden, 
dürften Eisenhower und Dulles 
einer Ost-W est-Konferenz nicht 
zustimmen. Es kann als sicher 
gelten, daß diese Haltung vö l­
l ig  m it der P o litik  der Bundes­
regierung übereinstimmt. Ob 
Großbritannien in  vollem  Um ­
fang die gleiche L in ie  verfolgt, 
is t w en iger gewiß.

JKrler für Treffen ohne 
Vorbehalte

Es hat in Bonn einiges A u f­
sehen erregt, daß auch in dieser 
F rage  w ieder ein Zwiespalt zw i­
schen der Bundesregierung und

der sozialdemokratischen Oppo­
sition zutage getreten ist. B e­
sonderes Aufsehen erregte eine 
Äußerung des stellvertretenden 
SPD-Fraktionsvorsitzenden Er- 
ler, der 'sich am Dienstag in 
Berlin  fü r die Einberufung 
einer Gipfelkonferenz auch dann 
ausgesprochen hatte, wenn die 
deutsche F rage  nicht auf der 
Tagesordnung steht. D ie  R eg ie­
rungsparteien nannten diese Er-

D t. Bufganin machte den V or­
schlag, Schritt fü r Schritt die 
Lösung der internationalen 
Problem e auf einer Gipfelkon­
ferenz anzustreben. Doch leider 
übersieht er die notwendigen 
V  oraussetzungen: nämlich
Schritt fü r Schritt einen ge­
meinsamen W eg  zu erkunden, 
der m it ein iger Sicherheit auf 
den G ipfel führt, ohne daß die 
ganze Konferenz w ieder in gäh­
nenden Abgrund stürzt. Bulga- 
nin lehnt es eindeutig ab, diese*1 
Fährte von den Außenministern 
auskundschaften zu lassen; er 
w ill Dulles ausschalten/ der 
bekanntlich stets „au f Sicher­
heit“  gehen w ill.

Doch die genaue Vorbereitung 
einer Gipfelkonferenz ist um so 
notwendiger, als ihren etwaigen 
Beschlüssen ein gew isser R e ife ­
prozeß vorangehen muß, damit 
nicht spontan aus einer Augen­
blickssituation oder -Stimmung 
heraus w ichtige Abmachungen 
getroffen werden, die unmittel­
bar darauf einem der Partner 
nicht mehr gefallen  und des­
halb von ihm glatt bestritten 
werden. So bekanntlich gesche­
hen gleich nach der Genfer 
Vereinbarung von 1955, als die 
Sowjets ih re  festgelegte  M it­
verantwortung fü r die deutsche 
W iederverein igung und fü r fre ie  
W ahlen nicht mehr wahrhaben 
wollten.

Bulganins Schritt-für-Schritt- 
Vorschlag fü r die G ipfelkonfe­
renz ist aber noch aus einem 
zweiten Grunde bedenklich. Es 
•wäre möglich —  und es scheint 
leider wahrscheinlich — , daß

klärung eine „Kapitu lation vor 
Moskau“.

In  politischen Kreisen wurde 
aber darauf verwiesen, daß 
diese Forderung nichts anderes 
als eine Konsequenz der neuen 
außenpolitischen SPD -L in ie dar­
stellt, die zunächst eine „En t­
spannung“ in Europa erreichen 
w ill und hofft, daß sich daraus 
Chancen fü r die W iederverein i­
gung ergeben.

die Sowjets überhaupt nur an 
ein igen Schritten interessiert 
sind, daß sie sich bis zu den fü r 
sie vorteilhaften Einigungen 
vortasten, dann aber nicht dar­
an denken, auch nur einen 
Schritt zur w irklichen Entspan­
nung weiterzugehen. Eine Gip­
felkonferenz braucht nicht die 
restlose K lärung zu bewirken, 
aber es müßte zumindest der 
gemeinsame W ille  bestehen, die 
drängendsten Problem e zu er­
kennen und zu lösen. D ieser 
W ille  is t auch jetzt bei Bul- 
ganin nicht festzustellen, wenn 
er die Erörterung der Deutsch­
landfrage ausdrücklich ablehnt, 
während er" über die nahöst­
lichen' Spannungen zu disku­
tieren durchaus bereit ist.

W ie  aber w ill  Moskau über 
die atom waffenfreie Zone in 
M itteleuropa, über Warschauer 
Pak t und N ATO , über die V er­
hinderung von Überraschungs­
angriffen und über die Verrin ­
gerung der ausländischen Tru p­
pen in Deutschland verhandeln, 
ohne das eigentliche Deutsch­
landproblem einzubeziehen? 
H ier  w ird  w ieder die eigen­
sinnige Sowjetabsicht deutlich, 
den tatsächlichen Gefahrenherd 
in M itteleuropa w eiter glühen 
zu lassen. Solange hierbei keine 
andere oder elastischere Haltung 
der Sowjets zu verzeichnen ist, 
b le ibt die Gipfelkonferenz ohne 
Sicht auf echte Entspannung 
von Nebel umhüllt.

Gipfel im Nebel



Es gackert und grunzt am Funkturm
Streifzug durch das Paradies der Landwirtschaft

Berlin (Eigenbericht). . D ie 
unter der Schirmherrschaft von 
Bundespräsident Heuss stehende 
„Grüne W oche Berlin  1958“ ver­
spricht a lle ihre „Nachkriegs- 
Vorgängerinnen“ zu übertreffem  
Nicht nur, daß sehr vie le Ehren­
gäste, darunter Bundesminister 
P ro f. Oberländer, - der K ön ig ­
lich-Niederländische Botschafter, 
die Landwirtschaftsattaches der 
Missionen von Dänemark, 
Frankreich, Kanada, Schweden, 
Spanien und der USA, bei der 
Eröffnungsfeier anwesend
waren, auch die Zahl der Aus-_ 
steiler und die Ausstellungs­
fläche w ar noch n ie so groß. Da 
das „Internationale 'R e it -  und 
Springtum ier“ in der Deutsch­
landhalle stattfindet, kamen die 
H allen  „Schlesien“ , „Danzig“ 
und „Saar“ als Ausstellungs- 
fläche hinzu. Außerdem steht 
die neuerbaute H a lle „Berlin “ 
zur Verfügung. In  Zahlen aus­
gedrückt: 755 F irm en beteiligen 
sich, dazu kommen 109 fach­
liche Organisationen, w issen­
schaftliche Institute usw. Und 
die Besucher müssen 51 200 qm 
„abwandem “ , wenn sie alles 
sehen wollen.

Man w ird  jedoch optisch für 
die müden Füße entschädigt. 
Auch eingefleischte Großstädter 
bringen nach einem solchen 
Rundgang sicherlich mehr V er­
ständnis fü r die Landw irt­
schaft auf, zumal da die dies­
jährige „Grüne W oche“ unter 
dem Motto „Landw irtschaft und 
Ernährungswirtschaft im  Zei­
chen der Qualitätssteigerung“ 
gestellt wurde. Sie geht also 
auch direkt den Verbraucher an.

W ie  das farbenfrohe Gemälde 
eines niederländischen alten 
M eisters w irk t der holländische 
Stand, der selbstverständlich 
durch eine W indmühle gekrönt 
w ird. A u f Hochglanz poliertes 
Gemüse wurde dort zu einem 
verlockenden B ild  angeordnet, 
und sogar noch m it der Nase 
nimmt man dankbar den ge ­
sunden Duft edler Gemüse­
sorten auf.

Am  deutschen Stand ordne­
ten fle iß ige Hände die W eiß- 
und Rotkohlköpfe in Reih  und 
Glied, so daß sich eine ver­
lockende „Perlschnur“ des

Nahrhaften erg ib t. Auch h ier 
scheint jed er K o p f einzeln „g e ­
w ienert“ worden zu sein, außer­
dem besticht der Stand durch 
die Architektur, ö

V ie l Freude werden die Be­
sucher am dänischen Bauernhof 
haben, vor allem, w e il man in 
seiner M itte eine Demonstra­
tionsküche errichtet hat. Spei­
sen aus dänischen Landw irt- 
sehaftsprodukten werden dort 
vor a ller Augen zubereitet. „R e­
zepte werden verte ilt", ver­
spricht ein Schild über diesem 
Stand. In  der belgischen A b ­
teilung läuft einem direkt das 
W asser im  Mund zusammen, 
denn dort locken edle grüne 
und blaue Weintrauben, hauch­
zarte Pfirsiche, die berühmte 
Brüsseler Boularde und vie le 
andere kulinarische Genüsse 
mehr. M it Produkten „aus dem 
Land der Hundertjährigen“ ist 
Bulgarien vertreten, und der 
spanische Stand bildet eine 
Symphonie in Gelb, Orange und 
Grün. Zitronen. Apfelsinen w ett­
eifern m it tiefgrünen riesigen 
Bananenstauden.

Uber die Blumenhalle möchte 
man eigentlich gar nichts sagen, 
w eil der Anblick, der sich von 
oben bietet, unbeschreiblich ist.

A ber nichts wächst ohne 
P flege, das beweisen die großen 
chemischen W erke m it ihren 
verschiedenen Düngemitteln. In ­
m itten des bunten Aufbau- 
trubels sah man einen kleinen, 
schwarzen Zwergpudel traurig 
auf sechs gestapelten Säcken 
m it Düngemitteln hocken. Ob er 
noch zu wachsen hoffte?

Apropos Tiere. Hauptanzie­
hungspunkt fü r die Berliner 
jedenfalls w ird  die H alle „Ber­
lin “ sein, Denn natürlich sind 
die großen landwirtschaftlichen 
Maschinen hochinteressant. Man 
lernt, w ie Karto ffe ln  sortiert 
werden, w ie der Bauer sich die 
Erntearbeit erleichtern kann 
und vieles mehr, aber die H alle 
„Berlin “ lebt, w eil es in ihr 
gackert, meckert, blökt, muht 
und grunzt. N icht auf der 
Stange, aber K ä fig  an K ä fig  
hocken dort viele Hundert preis­
gekrönte Hühner und Hennen, 
besonders gelungene Zuchttau­

ben, kurz, jede A rt  des lieben 
Federviehs ist vertreten.

D er Verband der Pony- und 
Kleinpferdezüchter Hessen ent­
sandte schwarze und braune 
Vertreter der> putzigen Shet­
land-Ponys nach Berlin, die in  
der M itte der H a lle  ein Ausi 
laufgebiet bereitet bekamen«

Zu ihrer Linken grunzen sorg­
fä lt ig  geschrubbte Borsten­
tiere, deren Äußeres in „ganz 
unschweinischem Rosa“ leuchtet. 
363 K ilo  brachte einer der Eber 
auf die W a age ,. -wie das Schild 
an seiner B ox verrät. Sein Nach­
bar dagegen drehte den . Be­
schauern beleid igt die Sehinken- 
seite zu, wahrscheinlich, w e il er 
nur 248 K ilo  aufweist. Munteres 
Leben aber herrscht in der B ox  
von „G ladiole“ , einer w ohlpro­
portionierten Schweinemutter 
m it sieben Ferkeln, W ie  „F eh l­
tr itte “ der Vorfahren sich rächen, 
beweist die Nachbarin m it 
ihrem W urf, Neben fün f ros i­
gen Ferkeln  drängeln sich dort 
v ie r  gescheckte, und Menschen­
hand schrieb warnend über den 
Stall: „Bunte Ferkel, F o lge  un­
kontrollierter Zuchtführung bei 
den Vorfahren.“

So gut es den massigen Bul­
len, behäbigen Ochsen und sanft 
blickenden Kühen augenblick­
lich in dieser H a lle  geht, so 
schlecht sind ihre Zukunftsaus­
sichten. M it einer Schere 
wurde einigen von ihnen bereits 
gestern der Name des neuen 
Besitzers ins F e ll geschnippelt. 
Und im H intergrund konnte 
man Viehhändler beobachten, 
die w ie in alten Zeiten durch 
krä ftigen  Handschlag den K au f 
besiegelten. Offensichtlich schei­
nen aber alle zur Schau ge­
stellten Rindviecher über gute 
Nerven zu verfügen, denn unge­
rührt kauten sie w ieder, obwohl 
ihnen eigentlich der B lick auf 
den Stand m it Wurstmaschinen 
den Appetit hätte verderben 
müssen.

D ie  „Grüne W oche“ ist vom  1« 
bis 9. Februar von 9 bis 19 U hr 
geöffnet. E intrittspreise: E r­
wachsene 1,50 DM, fü r K inder 
bis 14 Jahre, Erwerbslose usw.
0.50 DM. Bewohner Ostberlins 
und aus der Zone zahlen die 
gleichen Eintrittspreise in D - 
M arkt Ost.



Zwischen Elbe und Oder:

In der Sohle 18 stand man sich im Wege
Aufzeichnungen über Stimmungen und Ereignisse in Mitteldeutschland

B erlin  (E igenbericht). Im m er 
Wieder hört man den Vorwurf, 
beide Seiten sehen die D inge 
einseitig. Der -W esten würde 
nur die negativen Ereignisse 
in  der Zone heraussteilen. Der 
Osten ergehe sich in Eigenlob 
und Selbstbeweihräucherung. 
Deshalb ist es —  je  länger die 
Spaltung unseres Landes anhält
— besonders w ichtig, L ich t und 
Schatten gegenüberzustellen.

I IA L L  E-

Unterschriften —  Resolutio­
n e n  —  Proteste : Nach der letz­
te n  Bundestagsdebatte wurden 
auf „B efeh l von oben“ die P a r­
teibosse, Sekretäre, Kassierer 
und Obleute aufgescheucht. M it 
Schreibblocks liefen  sie im VEB 
Braunkohlen w erk Ammen dorf
bei H alle durch die Betriebe. 
Angestellte und Arbeiter soll­
ten Resolutionen unterschrei­
ben: „W ir  protestieren gegen 
den Bonner Atom tod.“ Und eine 
Unterzeile lautet: „W ir  fordern 
einen Volksentscheid.“  A ls ein 
Arbeiter in  der Diskussion 
sagte: „Leute, die Perspektive 
ist falsch“ , wurde ihm über den 
Mund gefahren, er solle die 
Bonner K riegstre iber nicht un­
terstützen. Im  VEB  Pumpen­
w erk H a lle meldeten sich drei 
Jugendliche aus Protest gegen 
die Entscheidungen im  Bundes­
tag  zur Grenzpolizei.

Paßgesetz fü llt Einwohner­
versammlungen. B is auf den 
letzten P la tz besetzt w ar der 
große Saal im  Puschkinhaus in 
Halle. R ichter und Staatsan­
w älte —  also Staatsfunktionäre
— beantworteten Anfragen der 
Bevölkerung über das Paß ­
gesetz. D ie Antworten waren 
enttäuschend.

M it Musik und Beleuchtung. 
Die spiegelblanke Fläche am 
Sandanger ist etwa 140x40 m 
groß. Jung und alt tummeln 
sich auf der Spritzeisbahn, die 
als „Errungenschaft der A rbei­
terklasse“ vom  Referenten für 
Körperkultur beim Rat der 
Stadt Halle, Ulmann, feierlich 
eröffnet wurde als „Beitrag zur 
Verbreitung des Massensports“ 
in  Halle. D ie Betreuung ist

recht ordentlich. Es g ib t eine 
W ärmehalle fü r die Schlitt­
schuhläufer. Über eine Lau t­
sprecheranlage werden W alzer­
melodien fü r die fortgeschritte­
nen E isläu fer gespielt. Ab
17 Uhr bis gegen  22 U hr w ird  
die Spritzeisbahn trotz der A k ­
tion „W attfraß “ von 29 Leuch­
ten m it je  300 W att beleuchtet. 
Es g ib t sogar 50 Paar Schlitt­
schuhe kostenlos ” auszuleihen. 
D er E in tritt: Erwachsene zah­
len 20 P fenn ig, Jugendliche 
10 Pfennig.

D EU TZE N  

Studenteneinsatz im Braun­
kohlenwerk: Beim  Skat ver­
stand man sich am besten. E in 
Grand m it V ieren ist in  der 
Sohle 18 m it einem K o rn  und 
m it deftigen Ausdrücken fü r 
einen Schreibstubenhengst zur 
Abwechslung sehr romantisch. 
A rbeit zu bekommen, gelang 
nur wenigen. Oft standen sich 
an einer Stelle, w o sonst 
80 Menschen arbeiteten, 250 im 
W ege. Andere Studenten beka­
men kein Arbeitsgerät, mußten 
Treppen und Straßen fegen 
oder einen ganzen Vorm ittag in 
einem_Bauzug tatenlos zusehen. 
A ls Ende Januar eine Studen- 
tengruppe nach Le ip z ig  zurück­
kam, lag  bereits ein Beschluß 
vor, daß Studentengruppen 
auch während des Semesters 
jew eils  8 Tage in die Braun­
kohle zum „Kam pf gegen  Prost 
und Schlamm“ eingesetzt w er­
den. In  erster L in ie  melden sich 
junge Leute, die Angst vor den 
Zwischenprüfungen haben. M it 
einem Arbeitsschein' über drei 
Wochen Studenteneinsatz im 
Braunkohlenwerk Deutzen ist 
eine Zwischenprüfung zum Se­
mesterschluß so gut w ie  be­
standen. Z. Z. arbeiten 60 Stu­
denten, 20 Studentinnen und
18 koreanische Studenten von 
der Universität Le ip zig , vom 
Institut fü r Außenhandel und 
von der Hochschule fü r Binnen­
handel im VEB Braunkohle 
Deutzen.

B AU TZE N  

Die Auswahl ist nicht mehr 
so gering. W er abends eine

Abwechslung haben w ill, kann 
wählen zwischen einem Thea­
terabend im  Stadttheater, w o 
es zur Zeit „Pygm alion“ gibt, 
zwischen einem Musikabend im 
H ote l „Stadt Bautzen“ , „S in fo­
nische Tanz- und Unterhal­
tungsmusik“ , dem Central- 
Theater und der Film-Bühne, 
w o  bis auf den „Augenzeugen“ 
o ft recht ordentliche F ilm e ge ­
sp ielt werden.

Parteiversammlung ist keine 
Privatsache. Redliche Mühe 
müssen sich die Apparatschicks 
der Parte i geben, ihre Schäf- 
lein zusammenzutrommeln. 
Meistens kommen nicht ein­
m al' 50 Prozent der Parte im it­
glieder, w ie bei der Januar­
versammlung des Konsum ge­
nossenschaftsverbandes. In  der 
Diskussion gab es nur. w enige 
nichtssagende Stimmen, sonst 
Schweigen. B itter beklagt sich 
d ie „Sächsische Zeitung“ , daß 
die Genossen nichts zu sagen 
hätten zur Republikflucht, zur 
Verschärfung des Klassen­
kampfes, zum Besuch von Ver­
wandten in Westdeutschland 
durch Genossen, zum Paßge­
setz und zur „gesamtdeutschen 
A rb e it“ . E in Teilnehmer sagte 
beim Glas B ier hinterher: 
„D iese Parteiversammlungen 
sind uns lästig.“  Und er fügte 
hinzu: „W enn unsere Parte i 
schon das Reisen fürchtet, 
kann doch nicht vie l dahinter­
stecken.“

L A U  CHHAM M ER
D ie Frauen der Kum pel der

Großkokerei Lauchhammer 
wurden aufgefordert, ihre Wün­
sche fü r die Massenbedarfs­
güterproduktion anzumelden. 
A u f der L iste  stehen fü r 1958: 
Dachfenster, Laufbrettstützen, 
Papierkörbe, Zaunsäulen, Fahr­
radständer, Kellerregale, Ofen- 
kniee, Ofenrohrwandfutter so­
w ie  U K W - und Fernsehanten­
nen. Versammlungen über diese 
Themen werden jew eils gut 
besucht', aber in den meisten 
Fällen  benutzt die Parte i diese 
Themen nur als „Aufhänger“ . 
Nach fün f Minuten wechselt 
der Redner auf politische F ra ­
gen  über und spricht von 
Atom tod und Kriegsgefahr.



Deutschlandfrage Explorer: „Bei dir piepi es wohl!"

Die Chance, die es nicht gab
Fortsetzung von Seite 2 

W ege m it hoher Wahrschein­
lichkeit die Freiheit Europas 
zu 'Grabe getragen worden 
wäre.

*

Gegen diese Darstellung w ird  
eingewandt, das lebendige In ­
teresse der Vereinigten Staa­
ten und Großbritanniens hätte 
verhindert, daß eine solche Ent­
wicklung in M itteleuropa ein­
trat. Aber w ie  kann man auf 
das Interesse derer setzen, 
denen man die kalte Schulter 
ze ig t?  Angenommen, die Bun­
desregierung hätte damals die 
Westmächte aufgefordert, die 
deutsche Einheit nach dem so­
wjetischen Rezept herzustellen, 
—  hätte sie dann nachher auf 
d ie H ilfe  dieser Mächte ver­
trauen dürfen?

Seit dem Frühjahr 1S52 sind 
sechs Jahre vergangen, in

denen ein enges Vertrauensver­
hältnis zwischen dem W esten 
und der Bundesrepublik ent­
standen ist. Es ist ein  Ana­
chronismus, wenn man heute 
vom W esten verlangt, er hätte 
dieses Vertrauen schon damals 
gegenüber einem Gesamt­
deutschland aufbringen müs­
sen, in  dessen provisorischer 
R eg ierung womöglich noch 
Kommunisten saßen. D ie W est­
mächte taten statt dessen so­
fo rt und ohne Zögern, was ihr 
lebendiges Interesse an M ittel­
europa in  W irklichkeit ver­
langte: sie lehnten den sow je­
tischen Vorschlag am 25. März 
ab, indem sie den logischen 
Gegenvorschlag machten, zu­
erst fre ie  gesamtdeutsche W ah­
len abzuhalten und dann m it 
der daraus hervorgehenden 
deutschen Regierung über 
einen Friedens vertrag zu ver­
handeln.,

D ie  Bundesregierung hätte 
damals nur w ider bessere E in­
sicht von den Westmächten 
Verhandlungen verlangen kön­
nen, von deren Aussichtslosig­
keit sie selbst überzeugt war. 
Denn es w ar fü r  jeden E in­
sichtigen klar, daß die Sowjets 
sich zw ei Punkte sicher nicht 
abhandeln ließen: D ieBündnis- 
losigkeit des w iedervereinigten 
Deutschlands und den Abzug 
der Truppen aus der Bundes­
republik. D ie  Gefährlichkeit 
dieser Vorschläge zu erkennen, 
bedurfte es keiner Verhandlun­
gen. Man kannte s ie im  vor­
aus. W er h ier von einer 
„Chance“  —  spricht, kann nicht 
die Chance der W iederverein i­
gung meinen, sondern nur die 
Chance des w iedervereinigten 
Deutschlands, sich vo r den 
Klauen des Bären zu retten. 
Es w äre eine Chance w ie  beim  
Roulette gewesen, etwa 36 :1 . 
E ine zu kleine Chance fü r eine 
verantwortungsbewußte Po litik .



B ILD E R  D E R  WOCHE. Oben: Wernher von Braun, der aus Deutschland stammende 

Raketenspezialist, zeigte auf einer Pressekonferenz in Amerika ein Modell des 

Satelliten „Explorer“ . — Unten: D ie Bundeswehr übernahm die bisher von den 

Amerikanern durchgeführte Rhein-Patrouille. Acht Schiffe wurden übergeben.


